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«Die Klimaänderung eröffnet dem
Schweizer Tourismus auch Chan-
cen, die er innovativ nutzen kann,
ohne gleichzeitig den Klimaschutz
zu gefährden»: Zu diesem Schluss
kommt eine von Schweiz Touris-
mus eingesetzte Projektgruppe.
Das von Hansruedi Müller und Fa-
bian Weber vom Forschungsinsti-
tut für Freizeit und Tourismus der
Universität Bern (FIF) geleitete
Team zählt die Klimaänderung zu
den «grössten Herausforderungen
unserer Zeit». Der Tourismus sei
«ein wichtiger Verursacher von
CO2-Emissionen und ein zentraler
Betroffener zugleich». Deshalb sei
er aufgerufen, «eine aktive Klima-
politik zu betreiben».

Der Klimawandel treffe den
Schweizer Tourismus folgender-
massen: Insbesondere in unteren
Lagen nehme die Schneesicherheit
ab, die Winteratmosphäre werde
seltener; die Wetterkapriolen und
Wärmeperioden würden häufiger;
Gletscher gingen zurück; Land-
schaftsveränderungen und Natur-
gefahren nähmen zu.

Verantwortung wahrnehmen

In diesem «Klimabericht 2030»
vonSchweizTourismuswirdfestge-
halten,derTourismusseibereit,zur
Verminderung der Klimagase bei-
zutragen – «sei es durch Energie-
sparmassnahmen, durch die För-
derung klimafreundlicher Ver-
kehrsträger, durch technische In-
novationen, durch Lenkungsabga-
ben auf CO2-Emissionen oder
durch Kompensation von Klima-
gasen». Und: Der Tourismus habe
auch «unzählige Möglichkeiten,
sich laufend und vorausschauend

«Chancen grösser als Risiken»
Klimawandel und Tourismus: Eine kritische, aber keineswegs pessimistische Beurteilung für das Ferienland Schweiz

der Klimaänderung anzupassen» –
etwa durch Massnahmen zur Si-
cherung des Schneesports, durch
Verstärkung der Gefahrenabwehr
undVerminderungvonRisiken«bis
hin zur Sensibilisierung der Bran-
che und der breiten Bevölkerung».

Die Chancen nutzen

In ihrer Beurteilung sind die Ber-
ner Tourismuswissenschaftler zu-
sammen mit einer vorwiegend aus
Touristikern zusammengesetzten
Begleitgruppe zur Überzeugung
gelangt,dasssichfürdasFerienland
Schweiz durch den Klimawandel
auch Chancen eröffnen. Der Berg-
tourismus gewinne als «Sommer-
frische» an Attraktivität, ebenso der
Badetourismus in Seeregionen;
hoch gelegene Schneesportorte
hätteniminternationalenVergleich
einen Standortvorteil; wenn es im
Mittelmeerraum zu heiss werde,

verbessere sich die Konkurrenz-
situation zugunsten der Schweiz;
und durch die «Mediterranisie-
rung» des Klimas in Mitteleuropa
würden auch die Städte als Som-
mer-Reisedestinationen attrakti-
ver. Fazit: «Die Chancen und Risi-
ken sind als Tendenzen zu verste-
hen – wobei die Chancen für die
meisten Regionen tendenziell
überwiegen, wenn die richtigen
Massnahmen getroffen werden.»
Hauptsächliche Verlierer würden
jedoch dieVoralpengebiete.

Es sei davon auszugehen,
schreibt die Studiengruppe, dass
die Touristen künftig sensibler auf
Klimafragen reagierten und auch
ihr Verhalten entsprechend an-
passten: «Möglicherweise wird da-
durch die Nähe und das Einfache
attraktiver–einegrosseChance,die
vom Schweizer Tourismus genutzt
werden kann.» Die Rede ist dabei

«2030: Der Schweizer Touris-
mus im Klimawandel»: Die
Schneesicherheit wird zwar ab-
nehmen, die Wetterkapriolen
werden zunehmen, die Glet-
scher werden weiter schmelzen
– doch Schweiz Tourismus
sieht Gründe, im Klimawandel
auch Chancen zu sehen.
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auch vom «Trend zu Verzicht und
Langsamkeit», aber auch zu «neu-
em Luxus»: Die Schweiz habe gute
Voraussetzungen, um das zuneh-
mende Bedürfnis nach «neuem Lu-
xus» zu befriedigen. Mit der Klima-
änderung werde der Schneesport
«exklusiver und kapitalintensiver».

«Mobiler, älter, wertebewusster»

Müller rechnet mit folgenden
Trends: Trend zur Individualisie-
rung, zu Sicherheit und hohem An-
spruch, zum Erlebnis, zu mehr
Wohlbefinden in den Ferien, zu be-
haglicher Umgebung, zu Wärme in
der Ferne, zu billigeren Reisen, zu
häufigeren und kürzeren Reisen, zu
spontanen Reiseentscheiden und
zu mobilem Reiseverhalten.

Gemäss David Bosshart vom
Gottlieb Duttweiler Institut (GDI)
werden die Gäste in Zukunft mobi-
ler, älter, reifer, sozialer, werte-

bewusster und weiblicher. Ver-
schiedene Aktionsfelder würden
deshalb für den Tourismus an Be-
deutung gewinnen: «Zum Beispiel
Gesundheit, Schönheit, Produkti-
vität und Nachhaltigkeit.»

Die Studie rechnet damit, dass
sich aufgrund dieser touristischen
Trends einige Konfliktfelder zuspit-
zen werden: «insbesondere der
wachsende Druck auf die letzten
natürlichenReservate».DieReisen-
den würden tendenziell «vielleicht
etwas umweltbewusster», handel-
ten jedoch kaum umweltverant-
wortlicher – und zeigten «ein sehr
opportunistisches Umweltver-
ständnis»: Umweltschäden wür-
den dann wahrgenommen, wenn
«das persönliche Ferienglück infra-
gegestelltist».Und:DieKlimaände-
rung könne «mit den Sinnesorga-
nen kaum oder gar nicht wahrge-
nommen werden».

SonnenbadinderSommerfrische – auch wenn die Gletscher schmelzen: Aussichtsterrasse Diavolezza mit Piz Palü.

SeitJahrendiskutiertdasParlament
über eine Abkehr vom heutigen
Kontrahierungszwang. Dieser er-
möglicht es allen frei praktizieren-
den Ärzten, zulasten der Grundver-
sicherung abzurechnen. Bisher
scheute sich die Politik davor, die
Vertragsfreiheit einzuführen, weil
die Ärzteschaft immer mit dem Re-
ferendum drohte und bei einer
Volksabstimmung gute Chancen
hätte. Die ständerätliche Gesund-
heitskommission (SGK) ist deshalb
auf der Suche nach einer milden
Form der Vertragsfreiheit. Aller-
dings tut sie sich auch damit
schwer. Im Februar hatte sich die
SGK dafür ausgesprochen, dass
künftig nur noch Ärzte einen Kas-
senvertrag auf sicher haben, die
sich einem kostensparenden Netz-
werk anschliessen. Solche Netze
hätten Budgets einzuhalten und

Ein Privileg für die Hausärzte
Ständeratskommission will nur noch Grundversorgern einen Kassenvertrag garantieren

Behandlungen ihrer Patienten zu
koordinieren. Doch die Akteure des
Gesundheitswesens – von den Ärz-
ten über die Kantone bis zu den
Kassen – erteilten dem Vorhaben
eine Absage.

Nun nimmt die SGK einen Vor-
schlag von Gesundheitsminister
Pascal Couchepin auf: Nur noch
Grundversorger sollen Anrecht auf
einen Vertrag haben, für Spezialis-
ten gälte Vertragsfreiheit. Die Kas-
sen könnten frei entscheiden, mit
welchen Spezialärzten sie künftig
über die Grundversicherung ab-
rechnen wollten. Ziel dieser selekti-
venVertragsfreiheit ist es, Hausärz-
te gegenüber Spezialärzten aufzu-
werten und so dem Hausarztman-
gel entgegenzuwirken.

Wer ist Grundversorger?

Doch auch bei dieser Form der
VertragsfreiheitsinddieErfolgsaus-
sichten der SGK nicht allzu gross.
«Die Ärzteverbindung FMH ist ge-
gen die Ungleichbehandlung von
Spezialisten und Hausärzten», sagt
der stellvertretende FMH-General-
sekretär Hanspeter Kuhn. Der Ver-
band der chirurgisch und invasiv
tätigenÄrzte(FMCH)beharrteben-
falls auf dem heutigen Vertrags-
zwang, der für Ärzte aller Fachrich-
tungen gilt. Dem FMCH gehören
5000 Mediziner an, Chirurgen, Au-
genärzte, Hautärzte und andere

Facharztgruppen. Selbst die Haus-
ärzte haben sich bisher immer ge-
gen eine Aufspaltung gewehrt.

Für eine differenzierte Vertrags-
freiheit will die SGK bis Mitte Mai
vor allem die heikle Frage der Ab-
grenzung lösen. Zu klären ist etwa,
ob Gynäkologinnen oder Psychia-
ter zur Grundversorgung gehören.
DieGrenzziehungistschwierigund
droht zum Juristenfutter zu wer-
den. Viele Ärzte, die eine Spezialis-
tenausbildunghaben,sindauchals
Hausärzte tätig. So etwa Kardiolo-
gen oder Gastroenterologen, die
gleichzeitig einen Facharzttitel für
Innere Medizin haben.

Die Krankenversicherer werden
zwar dieVertragsfreiheit «light» un-
terstützen, sich aber kaum ins Zeug
legen. «Wir unterstützen alles, was
in die richtige Richtung geht», sagt
Felix Schneuwly, Sprecher des Ver-
bandes Santésuisse. Die Kassen
wollen die völlige Vertragsfreiheit,
wobei die Kantone in einzelnen Re-
gionen den Vertragszwang einfüh-
ren könnten, um eine Unterversor-
gung zu verhindern.

Auch Konsumentenschützerin
Simonetta Sommaruga gibt
dem Vorschlag der SGK wenig
Chancen. «Das ist eine halbbatzige
Lösung», sagt die Berner SP-Stän-
derätin. Auch sie hält die Definition
der Grundversorger für schwierig.
«Zudem gibt es in den Städten

Nur noch Hausärzte sollen ei-
nen Vertrag mit den Kassen
auf sicher haben. Bei den Spe-
zialisten will es die stände-
rätliche Gesundheitskommis-
sion den Kassen überlassen,
mit wem sie zusammenarbei-
ten. Die Ärzteschaft will sich
aber nicht spalten lassen.
M A R K U S B R O T S C H I

nicht zu wenig Grundversorger.»
Und auch die Grundversorger
müsstenzurKoordinationihrerBe-
handlungen gebracht werden.
Wenn nun die Grundversorger ge-
nerell einen Kassenvertrag bekä-
men, bestehe dazu kein Anreiz.
Sommaruga plädiert für die Förde-
rung von Managed-Care-Model-
len, etwa Ärztenetzen. Nötig sei
ein Anreiz für die Patienten, sich
solchen Modellen anzuschliessen,
etwa mit tieferen Selbstbehalten.
Solche kostengünstigen Modelle
liessen sich auch ohne die Aufhe-
bung des Vertragszwangs fördern,
glaubt Sommaruga. Wenn die Pati-
enten Managed Care verlangten,
würden die Ärzte dies anbieten.

Es droht eine Ärzteschwemme

Die SGK muss neben der Ver-
tragsfreiheit noch ein viel dringen-
deresProblemlösen.Am2.Juli läuft
der Zulassungsstopp aus, mit dem
indenletztensechsJahreneineÄrz-
teschwemme aus der EU verhin-
dert werden sollte. Der Ständerat
will die ungeliebte Massnahme
nochmals um 2 Jahre verlängern;
bisdannsolldieNachfolgeregelung
in Form der Vertragsfreiheit vorlie-
gen. Der Nationalrat sprach sich
aber im März gegen eine weitere
Verlängerung des Ärztestopps
aus. Damit droht ab Juli ein massi-
ver Zustrom von EU-Ärzten.

WIRTSCHAFT Die Bilateralen sind
der Wirtschaft wichtig: Nur 3 Pro-
zent der Mitglieder der grossen
Wirtschaftsverbände erachten die
aktuelleEuropapolitikalsunbefrie-
digend. 100 Prozent stehen aber
hinter der Fortführung der EU-Per-
sonenfreizügigkeit. Dies zeigt eine
Umfrage des Wirtschaftsdachver-
bands Economiesuisse und des
Arbeitgeberverbands (SAV). Anlass
für die Umfrage ist die Fortführung
des Freizügigkeitsabkommens mit
der EU sowie die Ausweitung auf
Rumänien und Bulgarien, über die
2009 an der Urne entschieden wird.
Die Umfrage bestärke die Verbän-
de, mit grösster Entschlossenheit
für die Fortführung des bilateralen
Weges zu kämpfen, sagte Econo-
miesuisse-Geschäftsführer Pascal
Gentinetta vor den Medien.

Zwei Drittel aller Befragten mes-
sen den bilateralen Verträgen eine
starke bis mittelstarke Bedeutung
für ihre Unternehmen zu. Nur
10 Prozent gaben an, ihre Unter-
nehmen seien davon nur schwach
bis gar nicht betroffen.

Der freie Personenverkehr wird
von keinem einzigen Unterneh-
men infrage gestellt. 83 Prozent er-
achten die Fortführung als «wichtig
bis sehr wichtig» für die Schweizer
Wirtschaft.97Prozentplädierenfür
die anstehende Ausweitung der
Personenfreizügigkeit auf die neu-
en EU-Mitglieder Rumänien und

Ausnahmslos für
Personenfreizügigkeit

Bulgarien.NichtweilderenArbeits-
kräfte für sie von Bedeutung wären,
sondern um eine Suspendierung
des bilateralenWeges durch die EU
zu vermeiden.

Laut SAV-Direktor Thomas
Daum hat der Schweizer Arbeits-
markt vom Zuzug qualifizierter
Arbeitskräfte stark profitiert. Einen
Verdrängungseffekt für Schweizer
Arbeitskräfte habe es nicht gege-
ben. Einen Ausbau der flankieren-
den Massnahmen hält Daum für
nicht notwendig.

Skeptischere Gewerbler

Der an kleinen und mittelgros-
sen Betrieben orientierte Gewerbe-
verband (SGV) sitzt bezüglich Bila-
teralen grundsätzlich im gleichen
Boot wie Economiesuisse und
Arbeitgeberverband, betonte SGV-
Direktor Pierre Triponez. Die Ant-
worten in einer eigenen Umfrage
seien ähnlich ausgefallen, obwohl
nur 15 Prozent der SGV-Unterneh-
men exportorientiert seien.

Deutliche Unterschiede zeigen
sich allerdings bei der Ausweitung
der Personenfreizügigkeit: Dazu
äusserte sich nur knapp die Hälfte
der SGV-Mitglieder positiv, 22 Pro-
zent gaben sich «neutral», 29 Pro-
zent lehnten eine Ausweitung auf
Rumänien und Bulgarien ab. Den-
noch dürfte laut Triponez auch der
SGV klar für die Fortführung der
Bilateralen eintreten. (sda)

Flugverkehr eingeschränkt
EURO 08 Der Bundesrat will an Spiel-
tagen der Euro 08 bei besonderer
Gefährdungslage zivile Flüge im
Bereich der Stadien verhindern kön-
nen. Er hat eine Einschränkung des
Flugverkehrsbeschlossen,diejeweils
zwei Stunden vor Spielbeginn in
Kraft tritt und für einen Zeitraum
von sechs Stunden gilt. Ohne be-
sondere Anzeichen einer Gefähr-
dung gelten die Einschränkungen
im Umkreis von rund 22 Kilometern
um die Stadien und bis auf eine Hö-
he von rund 3000 Metern. Bei einer
kritischeren Einschätzung kann die
Beschränkungszone auf 45 Kilome-
ter ausgedehnt werden. (ap)

Tribunal dementiert
DEL PONTE Das Kriegsverbrecher-
tribunal für das ehemalige Jugo-
slawien hat Aussagen seiner frühe-
ren Chefanklägerin Carla Del Ponte
klar widersprochen. Es gebe keine
Hinweise auf den in ihrem kürzlich
erschienenen Buch behaupteten
Organhandel-Ring in Kosovo unter
Beteiligung führender Politiker.
Auch nach intensiven Ermittlungen
gebe es keine «substanziellen» Hin-
weise, die eine Einschaltung des
Kriegsverbrecher-Tribunals erlaub-
ten, sagte die Sprecherin von Chef-
ankläger Serge Brammertz, Del Pon-
tes Nachfolger in Den Haag. (sda)

Prioritäten der Regierung
NACHHALTIGKEIT Der Bundesrat
hat den Aktionsplan für die nach-
haltige Entwicklung 2008 bis 2011
gutgeheissen. Die Strategie beinhal-
tet 30 Massnahmen und gibt Linien
für acht prioritäre Schlüsselheraus-
forderungen vor – Klimawandel und
Naturgefahren, Energie, Raument-
wicklung und Verkehr, Nutzung der
natürlichen Ressourcen, sozialen
Zusammenhalt, bei der Wirtschaft
Konsum und Produktion, Demogra-
fie und Migration, Gesundheit und
Bewegung sowie globale Heraus-
forderungen. (sda)

Volksinitiative abschaffen
BUNDESRAT Auch der Bundesrat
will auf die Allgemeine Volksini-
tiative verzichten, die erst 2003 ein-
geführt wurde. Sie ist für den Bun-
desrat «nicht praxistauglich», darum
unterstütze er den Vorstoss des Par-
laments. Zur Streichung des Artikels
aus der Verfassung wird es erneut
die Zustimmung von Volk und Stän-
den brauchen. (sda)
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